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§ 1 

Zweck, Sitz, Geschäftsgebiet und Bekanntma-
chungen der Kasse 

 
(1) 1Die Sterbekasse für den öffentlichen Dienst  

- Anstalt des öffentlichen Rechts - hat die Aufgabe, 
den Angehörigen verstorbener Versicherter eine 
einmalige Beihilfe zur Deckung der durch den To-
desfall entstehenden Kosten nach dem jeweils gel-
tenden Tarif zu gewähren. 
 

(2) Sitz der Sterbekasse ist Kassel. 
 
(3) 1Geschäftsgebiet ist der Regierungsbezirk Kassel in 

den Grenzen vom 30.06.1974. 2Außerhalb ihres 
Geschäftsgebietes kann die Sterbekasse Versiche-
rungsverhältnisse mit Personen i. S. des § 6 Absatz 
1 Buchst. a) begründen, die Versicherte bzw. ange-
meldete Bedienstete oder Leistungsempfänger ei-
ner anderen Beamten- oder Zusatzversorgungsein-
richtung des kommunalen oder kirchlichen öffent-
lichen Dienstes oder deren Angehörige i. S. des § 6 
Absatz 1 Buchst. b) und c) sind, wenn die andere 
Einrichtung eine entsprechende Versicherung 
nicht anbietet oder einer Absicherung ihrer Versi-
cherten oder Leistungsempfänger bei der Sterbe-
kasse zustimmt. 

 
(4) Die Bekanntmachungen der Sterbekasse werden 

im Staatsanzeiger für das Land Hessen veröffent-
licht. 

 

 
 

§ 2 

Rechtsverhältnisse der Sterbekasse 
 

(1) Die Angelegenheiten der Sterbekasse werden 
durch die Satzung geregelt. 
 

(2) 1Die Satzung kann mit einer Mehrheit von drei 
Vierteln der Mitglieder des Verwaltungsrates ge-
ändert werden. 2Eine Änderung der Satzung mit 
Wirkung für bestehende Versicherungsverhält-
nisse ist nur mit Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde unter den in § 164 Absatz 1 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes genannten Voraussetzun-
gen möglich. 

 
 
(3) 1Die Sterbekasse ist eine Sonderkasse der Beam-

tenversorgungskasse Kurhessen-Waldeck. 2Die 

Sterbekasse bildet gemeinsam mit der Beamten-
versorgungskasse Kurhessen-Waldeck und der Zu-
satzversorgungskasse der Gemeinden und Ge-
meindeverbände des Regierungsbezirks Kassel ei-
nen Kassenverbund. 3Der Kassenverbund kann un-
ter der gemeinsamen Bezeichnung „Kommunale 
Versorgungskassen Kurhessen-Waldeck“ mit der 
Wortmarke „KVK“ auftreten. 4Soweit die Sterbe-
kasse dabei als Einrichtung ausschließlich betrof-
fen ist, ist dies durch einen entsprechenden Zusatz 
deutlich zu machen. 5Das Vermögen der Sterbe-
kasse wird getrennt vom Vermögen der Beamten-
versorgungskasse verwaltet; es haftet nicht für de-
ren Verbindlichkeiten, wie umgekehrt die Beam-
tenversorgungskasse nicht für die Verbindlichkei-
ten der Sterbekasse haftet. 6Die Sterbekasse unter-
stützt die Beamtenversorgungskasse Kurhessen-
Waldeck und die Zusatzversorgungskasse der Ge-
meinden und Gemeindeverbände des Regierungs-
bezirks Kassel bei der Erfüllung der diesen Kassen 
obliegenden satzungsgemäßen Aufgaben. 

 
 
 

§ 3 

Organe, Verwaltung und Vertretung der Kasse 
 

(1) Organe der Sterbekasse sind 
a) der Verwaltungsrat, 
b) die Leiterin oder der Leiter der Sterbekasse. 

 
(2) 1Der Verwaltungsrat besteht aus vier Mitgliedern. 

2Je ein Mitglied des Verwaltungsrates wird von den 
Verwaltungsausschüssen der Beamtenversor-
gungskasse Kurhessen-Waldeck und der Zusatzver-
sorgungskasse der Gemeinden und Gemeindever-
bände des Reg.-Bez. Kassel aus dem Kreis der Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder dieser 
Gremien gewählt. 3Die beiden weiteren Mitglieder 
werden auf Vorschlag der an der Sterbekasse be-
teiligten Körperschaften (§ 7) vom Verwaltungs-
ausschuss der Beamtenversorgungskasse berufen 
und müssen aktive Bedienstete oder Versorgungs- 
bzw. Rentenempfängerinnen oder –empfänger der 
vorschlagenden beteiligten Körperschaft sein. 
4Vorschlagsberechtigt sind die beiden beteiligten 
Körperschaften, die einschließlich der juristischen 
Personen, an denen sie zu mehr als der Hälfte be-
teiligt sind, die größte Zahl von Bediensteten und 
Versorgungs- bzw. Rentenberechtigten (Zahl der 
pflichtversicherten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer bzw. Rentenempfängerinnen und Ren-
tenempfänger bei der Zusatzversorgungskasse, 
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Zahl der betreuten aktiven Beamtinnen und Beam-
ten sowie Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger bei der Beamtenversorgungs-
kasse) aufweisen. 5Verzichtet eine danach vor-
schlagsberechtigte beteiligte Körperschaft auf ei-
nen Vorschlag geht das Vorschlagsrecht auf die 
nächst größere über. 

 
(3) Für jedes Mitglied des Verwaltungsrates ist ein 

stellvertretendes Mitglied zu wählen bzw. zu beru-
fen; Absatz 2 Sätze 2 bis 5 gelten entsprechend. 

 
(4) 1Ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied schei-

det aus dem Verwaltungsrat aus, wenn seine Zuge-
hörigkeit zum Verwaltungsausschuss bzw. sein 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis bei der beteiligten 
Körperschaft vor dem Eintritt in den Ruhestand en-
det. 2Nach seinem Eintritt in den Ruhestand endet 
die Mitgliedschaft eines berufenen Mitgliedes mit 
dem Ende der Amtszeit. 

 
(5) 1Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 

des Verwaltungsrates sind ehrenamtlich tätig. 2Sie 
haben ihre Aufgaben mit der Sorgfalt zu erfüllen, 
die sie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegen. 3Ihre Haftung ist auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit beschränkt. 

 
(6) 1Die Amtszeit des Verwaltungsrates beträgt vier 

Jahre; sie beginnt jeweils am 01. Juli. 2Bis zur Neu-
wahl oder Neuberufung eines Mitgliedes des Ver-
waltungsrates übt das bisherige Mitglied seine Tä-
tigkeit weiter aus. 3Scheidet ein Mitglied des Ver-
waltungsrates oder ein stellvertretendes Mitglied 
vorzeitig aus, ist alsbald ein neues Mitglied bzw. 
ein neues stellvertretendes Mitglied für den Rest 
der Amtsperiode des Verwaltungsrates zu wählen 
bzw. zu berufen. 
 

(7) 1Die Mitglieder des Verwaltungsrates wählen aus 
ihrer Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
und ihre Vertreterin oder ihren Vertreter bzw. 
seine Vertreterin oder seinen Vertreter für die 
Dauer der Amtszeit des Verwaltungsrates. 2Bis zur 
Wahl der oder des Vorsitzenden führt das an Jah-
ren älteste Mitglied des Verwaltungsrates den Vor-
sitz. 3Scheidet die oder der Vorsitzende oder ihre 
bzw. seine Vertreterin oder ihr bzw. sein Vertreter 
vorzeitig aus dem Amt aus, ist alsbald eine Neu-
wahl für den Rest der Amtszeit durchzuführen. 

 
(8) 1Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn drei 

Mitglieder anwesend sind. 2Die Beschlüsse werden 

mit Stimmenmehrheit gefasst, bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt. 3Der Verwal-
tungsrat kann in eilbedürftigen Fällen auch ohne 
Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher 
Abstimmung Beschlüsse fassen, wenn die Vorsit-
zende bzw. der Vorsitzende oder im Falle ihrer/sei-
ner Verhinderung die stellvertretende Vorsitzende 
bzw. der stellvertretende Vorsitzende eine solche 
Beschlussfassung unter Festsetzung einer ange-
messenen Frist zur Stellungnahme anordnet und 
kein Mitglied des Verwaltungsrates diesem Verfah-
ren widerspricht. 4Sätze 1 und 2 gelten in diesem 
Fall entsprechend. 5Nach Abschluss des Abstim-
mungsverfahrens wird eine Niederschrift erstellt, 
die neben dem Abstimmungsergebnis die gefass-
ten Beschlüsse enthält. 6Die Niederschrift wird den 
Mitgliedern des Verwaltungsrates unverzüglich zur 
Verfügung gestellt.. 

 
(9) 1Der/die Vorsitzende des Verwaltungsrates kann, 

insbesondere wenn die Durchführung einer Sit-
zung mit persönlicher Anwesenheit der Mitglieder 
des Verwaltungsrates rechtlich unzulässig ist oder 
die Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates nicht 
anders hergestellt werden kann, anordnen, dass 
die Sitzung des Verwaltungsrates virtuell, zum Bei-
spiel in Form einer Video- oder Telefonkonferenz, 
durchgeführt wird. 2Die Einzelheiten regelt der 
Verwaltungsrat in seiner Geschäftsordnung. 

 

(10) 1Für die Sitzungsteilnahme erhalten die Mitglieder 
des Verwaltungsrates ein Sitzungsgeld sowie eine 
Fahrtkostenentschädigung in entsprechender An-
wendung der Bestimmungen des Hessischen Rei-
sekostengesetzes zuzüglich einer darauf eventuell 
entfallenden Umsatzsteuer. 2Soweit Mitglieder des 
Verwaltungsrates für Fahrten, die zum Zwecke der 
Ausübung ihres Ehrenamtes erfolgen, eigene bzw. 
private Fahrzeuge nutzen und auf einer solchen 
Fahrt einen selbstverschuldeten Unfall verursa-
chen oder erleiden, erhalten sie Sachschadenser-
satz in entsprechender Anwendung der Sachscha-
densersatz-Richtlinie des Landes Hessen in der je-
weils gültigen Fassung. 3Der Sachschadensersatz 
ist auf die Höhe des Selbstbehaltes der Voll- oder 
Teilkaskoversicherung und auf den Vermögens-
schaden durch Rückstufung, soweit er 150 v. H. des 
unrabattierten Versicherungsbeitrages des Ver-
waltungsratsmitgliedes für die Haftpflicht- und 
Vollkaskoversicherung nicht übersteigt, für das 
vom Schaden betroffene Fahrzeug beschränkt. 
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(11) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsord-
nung, die insbesondere den Geschäftsgang für die 
Sitzungen regelt. 

 
(12) 1Leiterin oder Leiter der Sterbekasse ist die Direk-

torin oder der Direktor der Beamtenversorgungs-
kasse. 2Sie oder er vertritt die Sterbekasse nach au-
ßen und vor Gericht. 
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§ 4 

Aufgaben des Verwaltungsrates 
 

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die laufende Ge-
schäftsführung. 

 
(2) Dem Verwaltungsrat obliegen: 

 
a. die Feststellung und Abnahme des Jahresab-

schlusses sowie die Entlastung der Leiterin oder 
des Leiters der Sterbekasse, 

b. die Beschlussfassung über den versicherungs-
technischen Geschäftsplan, 

c. die Bestellung der Verantwortlichen Aktuarin 
oder des Verantwortlichen Aktuars, 

d. die Aufstellung von Richtlinien über die Vermö-
gensanlage im Rahmen des § 19, 

e. die Änderung der Satzung, 
f. die Auflösung der Sterbekasse und die Vertei-

lung des Vermögens der Sterbekasse (§ 22), 
g. die Verwendung von Überschüssen und die De-

ckung von Fehlbeträgen, 
h. die Festsetzung des Sitzungsgeldes der Mitglie-

der des Verwaltungsrates. 
 
(3) Beschlüsse zu Absatz 2 Buchst. b, c, d, e, f, g und h 

bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
 
 
 

§ 5 

Aufsicht 
 

Die Aufsicht über die Sterbekasse wird von dem für die 
Versicherungsaufsicht zuständigen Ministerium des 
Landes Hessen ausgeübt. 
 
 
 

§ 6 

Versicherungsverhältnisse 
 

(1) Ein Versicherungsverhältnis mit der Sterbekasse 
können begründen: 
 

a. Beamtinnen und Beamte, Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, Auszubildende, Versor-
gungsempfängerinnen und -empfänger, Rent-
nerinnen und Rentner von Städten, Gemein-
den, Landkreisen, Körperschaften, selbständi-
gen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts sowie von juristischen Personen des Pri-
vatrechts, sofern diese als gemeinnützig aner-
kannt sind oder auf sie eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts einen statutenmäßig 
gesicherten maßgeblichen Einfluss ausübt oder 
diese öffentliche Aufgaben erfüllen oder nicht 
überwiegend Erwerbszwecken dienen; 

b. Ehegatten, Partnerinnen und Partner einer ein-
getragenen Lebenspartnerschaft i. S. d. LPartG 
sowie Lebensgefährten bzw. Lebensgefährtin-
nen von Personen i. S. des Buchstaben a); Le-
bensgefährte bzw. Lebensgefährtin ist, wer mit 
einer Person i. S. des Buchstaben a) zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses in einer eheähnli-
chen Lebensgemeinschaft lebt und einen ge-
meinsamen Haushalt führt; 

c. Abkömmlinge von Personen i. S. der Buchsta-
ben a) und b) bis zum vollendeten 27. Lebens-
jahr; bis zum Erreichen der vollen Geschäftsfä-
higkeit kann ein Versicherungsverhältnis nur 
für sie als versicherte Person begründet wer-
den.  
 

(2) Die Begründung des Versicherungsschutzes ist frü-
hestens mit Vollendung des 1. Lebensjahres, spä-
testens mit Vollendung des 68. Lebensjahres mög-
lich. 

 
(3) Die Begründung von Versicherungsverhältnissen 

mit Bediensteten anderer öffentlicher oder ge-
meinnütziger Einrichtungen, deren Ehegatten, Le-
benspartnerinnen bzw. Lebenspartner i. S. des Ab-
satz 1 Buchst. b) und deren Abkömmlingen ist zu-
lässig. 

 
 
 

§ 7 

Beteiligte Körperschaften 
 

1Die Sterbekasse ist bei der Erfüllung ihrer satzungsge-
mäßen Aufgaben vor allem im Interesse der Mitglieder 
der Beamtenversorgungskasse Kurhessen-Waldeck 
und der Zusatzversorgungskasse der Gemeinden und 
Gemeindeverbände des Reg.-Bez. Kassel als beteiligte 
Körperschaften tätig, indem sie deren Beschäftigten 
und Versorgungs- bzw. Rentenempfängern Versiche-
rungsschutz im Sinne des § 1 Absatz 1 nach Maßgabe 
der Satzung anbietet. 2Weitere in § 6 Absatz 1 Buchst. 
a) genannte Körperschaften können sich durch schrift-
liche Erklärung der Sterbekasse als Beteiligte anschlie-
ßen. 
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§ 8 

Begründung des Versicherungsverhältnisses 
 

(1) 1Für die Begründung eines Versicherungsverhält-
nisses mit der Sterbekasse ist ein Antrag oder eine 
Angebotsanfrage jeweils in Textform erforderlich. 
2Die Begründung des Versicherungsverhältnisses 
kann von der Vorlage einer Geburtsurkunde und 
eines ärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht wer-
den. 

 
(2) 1Vollzogen wird die Begründung eines Versiche-

rungsverhältnisses durch den Zugang eines von der 
Leiterin oder dem Leiter der Sterbekasse unter-
schriebenen Versicherungsscheines bei der An-
tragstellerin bzw. dem Antragsteller oder den Zu-
gang einer schriftlichen Annahmeerklärung der 
bzw. des Anfragenden zum Angebot der Sterbe-
kasse. 2Eine Annahmeerklärung gilt am dritten Tag 
nach der Absendung als bei der Sterbekasse zuge-
gangen. 

 
(3) 1Die Versicherungsnehmerin bzw. der Versiche-

rungsnehmer kann ihre/seine Vertragserklärung 
innerhalb von 30 Tagen in Textform gegenüber der 
Sterbekasse widerrufen. 2Die Widerrufsfrist be-
ginnt unter den in § 8 Abs. 2 Satz 1 VVG genannten 
Voraussetzungen.  

 
(4) 1Der Versicherungsschutz beginnt mit dem im Ver-

sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, jedoch 
nicht vor Zahlung des ersten Monatsbeitrages (§ 10 
Abs. 3 Satz 2), Jahres- oder -teilbetrages (§ 10 Abs. 
3 Satz 5) oder des einmaligen Beitrages. 2Mit Zu-
stimmung der Versicherungsnehmerin bzw. des 
Versicherungsnehmers kann der Versicherungs-
schutz schon vor Ablauf der Widerrufsfrist gemäß 
Absatz 3 beginnen. 

 
(5) 1Versicherungsnehmerinnen und Versicherungs-

nehmer sind berechtigt, mehrere Versicherungs-
verhältnisse zu begründen. 2Der Gesamtbetrag der 
vereinbarten Versicherungssummen darf die 
Grenze von 8.000 € nicht überschreiten. 

 
 
 
 

§ 9 

Verlust des Versicherungsscheines 
 

(1) Wurde der Versicherungsschein vernichtet oder ist 
er abhanden gekommen, so stellt die Sterbekasse 
auf Antrag eine Ersatzurkunde aus, nachdem die 
Versicherungsnehmerin oder der Versicherungs-
nehmer entweder die Urkunde gerichtlich für 
kraftlos hat erklären lassen oder auf Verlangen der 
Kasse die Vernichtung oder den Verlust an Eides 
Statt versichert. 

 
(2) 1Nach dem Tode der Versicherungsnehmerin oder 

des Versicherungsnehmers ist die Ausstellung ei-
ner Ersatzurkunde nicht mehr zulässig. 2Für die 
Auszahlung des Sterbegeldes gelten ausschließlich 
die Voraussetzungen nach § 12 Absatz 2 der Sat-
zung. 

 
 
 

§ 10 

Beiträge 
 

(1) Die Höhe der Beiträge und die Zahlungsdauer erge-
ben sich aus dem jeweils vereinbarten Beitrags- 
und Leistungstarif. 

 
(2) 1Der vereinbarte Beitrag kann in bestehenden Ver-

sicherungsverhältnissen wegen einer nachträgli-
chen Änderung der Rechnungsgrundlagen mit Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde unter den in § 
163 Absatz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes 
genannten Voraussetzungen neu festgesetzt wer-
den. 2Die Versicherungsnehmerin bzw. der Versi-
cherungsnehmer kann verlangen, dass an die Stelle 
der Erhöhung des Beitrages die Versicherungs-
summe entsprechend herabgesetzt wird. 3Bei ei-
ner beitragsfreien Versicherung ist die Sterbekasse 
unter den in Satz 1 genannten Voraussetzungen 
berechtigt, die Versicherungsleistung herabzuset-
zen. 4Die Neufestsetzung des Beitrages und die 
Herabsetzung der Versicherungsleistung werden 
ab Beginn des zweiten Monats wirksam, der auf die 
Mitteilung dieser Maßnahme und der hierfür maß-
geblichen Gründe an die Versicherungsnehmerin 
bzw. den Versicherungsnehmer folgt. 

 
(3) 1Die Versicherungsperiode ist das Kalenderjahr. 

2Der laufende Beitrag für ein Kalenderjahr ist in 
monatlichen Teilbeträgen (Monatsbeiträgen) zu 
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zahlen, die jeweils zum 01. eines jeden Kalender-
monats fällig werden. 3Im Fall der Begründung des 
Versicherungsverhältnisses innerhalb eines Kalen-
derjahres sind für die erste Versicherungsperiode 
nur die Monatsbeiträge vom Versicherungsbeginn 
bis zum Ablauf des Kalenderjahres zu zahlen. 4Mo-
natsbeiträge können nach Vereinbarung auch als 
jährliche, halbjährliche oder vierteljährliche Vo-
rausleistung gezahlt werden. 5Für im Voraus er-
brachte Beitragsleistungen werden die im Techni-
schen Geschäftsplan festgelegten Rabatte ge-
währt. 

 
(4) Der erstmalige oder ein einmaliger Beitrag ist nach 

Ablauf von 30 Tagen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig, jedoch nicht vor dem verein-
barten Vertragsbeginn. 

 
(5) 1Die Übermittlung der Beiträge erfolgt auf Gefahr 

und Kosten der Versicherungsnehmerin bzw. des 
Versicherungsnehmers. 2Eine Stundung von Beiträ-
gen bedarf einer schriftlichen Vereinbarung. 

 
(6) Die Zahlung der vollen Versicherungsleistung (§ 12) 

bzw. der vollen Rückvergütung (§ 18) setzt die Zah-
lung aller Monatsbeiträge für das Kalenderjahr 
bzw. bis zum Vertragsende voraus. Nicht gezahlte 
Monatsbeiträge werden von der Versicherungs-
leistung bzw. Rückvergütung abgezogen. 

 
 
 

§ 11 

Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der Beiträge 
 

(1) 1Wird der erste Monatsbeitrag oder der einmalige 
Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann die Sterbe-
kasse, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, vom 
Vertrag zurücktreten, es sei denn, dass die Versi-
cherungsnehmerin bzw. der Versicherungsnehmer 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 2Ist der 
erste oder der Einmalbeitrag zurzeit des Eintrittes 
des Versicherungsfalles noch nicht gezahlt, ist die 
Sterbekasse nicht zur Leistung verpflichtet, es sei 
denn, die Versicherungsnehmerin bzw. der Versi-
cherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten. 3Auf diese Rechtsfolge hat die Sterbekasse 
durch eine gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein aufmerksam zu machen. 

 

(2) 1Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, so 
kann die Sterbekasse der Versicherungsnehmerin 
oder dem Versicherungsnehmer in Textform eine 
Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen be-
stimmen. 2Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, 
die nach Absätzen 3 und 4 mit dem Ablauf der Frist 
verbunden sind.  

 
(3) 1Die Sterbekasse kann nach Ablauf der gemäß Ab-

satz 2 gesetzten Frist das Versicherungsverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 
wenn die Versicherungsnehmerin bzw. der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung des geschulde-
ten Beitrages in Verzug ist. 2Die Kündigung kann 
dabei mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so ver-
bunden werden, dass sie bei Fristablauf im Falle ei-
nes zu diesem Zeitpunkt bestehenden Zahlungs-
verzuges wirksam wird. 3Die Kündigung wird un-
wirksam, wenn die Versicherungsnehmerin bzw. 
der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats 
nach der Kündigung oder, wenn diese mit der Frist-
bestimmung verbunden worden ist, innerhalb ei-
nes Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet, so-
fern nicht der Versicherungsfall bereits eingetre-
ten ist. 

 
(4) 1Die Versicherung wandelt sich mit der Kündigung 

in eine beitragsfreie Versicherung um wenn zuvor 
mindestens 3 Jahre Beiträge entrichtet wurden 
und die geschäftsplanmäßig vorgesehene Mindest-
summe erreicht wird (§ 18 Abs. 3). 2Die Leistungen 
aus einer beitragsfreien Versicherung und die 
Rückvergütung werden für den Schluss des laufen-
den Kalenderjahres berechnet. 3Von dem sich da-
bei ergebenden Betrag sind Beitragsrückstände 
und Monatsbeiträge, die bis zum Ende des Kalen-
derjahres noch zu entrichten gewesen wären, ab-
zuziehen. 

 
(5) 4Ist die notwendige Zahl der Beitragsjahre bzw. die 

erforderliche Mindestversicherungssumme nicht 
erreicht, so ist die Sterbekasse von der Verpflich-
tung zur Leistung frei. 5Ein etwaiger nach § 18 Ab-
satz 1 zustehenden Rückvergütungsbetrag wird er-
stattet. 
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§ 12 

Versicherungsleistung 
 

(1) Die Höhe und der Zeitpunkt der Versicherungsleis-
tung ergeben sich aus dem vereinbarten Beitrags- 
und Leistungstarif gemäß dem geltenden versiche-
rungstechnischen Geschäftsplan, gegebenenfalls 
zuzüglich einer zugewiesenen Überschussbeteili-
gung (§ 21 Absatz 2). 

 

 
(2) 1Wer eine Leistung der Sterbekasse beansprucht, 

hat den Versicherungsschein vorzulegen. 2Der Tod 
der oder des Versicherten ist der Sterbekasse un-
ter Vorlage einer amtlichen, Alter und Geburtsort 
enthaltenden Sterbeurkunde anzuzeigen. 3Die 
Sterbekasse kann ein ausführliches ärztliches oder 
amtliches Zeugnis über die Todesursache sowie 
über Beginn und Verlauf der Krankheit, die zum 
Tode der oder des Versicherten geführt haben, 
verlangen. 4Wer den Anspruch gegen die Sterbe-
kasse geltend macht, hat die durch die Nachweise 
im Leistungsfall entstehenden Kosten zu tragen. 

 
5Die Sterbekasse ist berechtigt, die Versicherungs-
leistung mit befreiender Wirkung an die Inhaberin 
oder den Inhaber des Versicherungsscheines zu 
zahlen; sie kann den Nachweis der Berechtigung 
verlangen. 

 

6Wird nach dem Tode der oder des Versicherten 
der Versicherungsschein nicht innerhalb von 3 Mo-
naten vorgelegt, ist die Sterbekasse berechtigt, 
derjenigen, die bzw. demjenigen, der das Begräb-
nis besorgt hat, die hierfür nachweislich aufgewen-
deten Kosten unter Anrechnung auf die Versiche-
rungsleistung bis zu deren Höhe zu ersetzen. 

 
 
 

§ 13 

Selbsttötung 
 

1Bei Selbsttötung der oder des Versicherten zahlt die 
Sterbekasse die volle Versicherungssumme, wenn beim 
Ableben seit der Einlösung des Versicherungsscheines 
drei Jahre verstrichen sind oder wenn nachgewiesen 
wird, dass die Tat in einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand krankhafter Störung der Geis-
testätigkeit begangen wurde. 2Anderenfalls werden 

eine etwa vorhandene geschäftsplanmäßige Deckungs-
rückstellung sowie eine etwaige Überschussbeteiligung 
gemäß § 21 Absatz 2 ausgezahlt. 
 
 
 

§ 14 

Unfallzusatzversicherung 
 

(1) 1Jedes Versicherungsverhältnis schließt eine Un-
fallzusatzversicherung in Höhe der Sterbegeld-
summe ein. 2Sie bewirkt, dass die versicherte Ster-
begeldsumme bei Tod durch Unfall nochmals ge-
zahlt wird. 

 
(2) Ein entschädigungspflichtiger Unfall liegt vor, 

wenn die oder der Versicherte durch ein plötzlich 
von außen auf ihren oder seinen Körper wirkendes 
Schadenereignis unfreiwillig eine Gesundheits-
schädigung erleidet, die sofort oder innerhalb ei-
nes Jahres den Tod bewirkt. 

 
(3) 1Infektion und Selbsttötung gelten nicht als Unfall. 

2Ausgeschlossen sind Unfälle infolge von Kriegs- 
und Terrorereignissen oder durch Teilnahme an in-
neren Unruhen und strafbaren Handlungen auf 
Seite der Unruhestifter bzw. Straftäter, ferner Un-
fälle infolge von Schlaganfällen, Geistes- oder Be-
wusstseinsstörungen, es sei denn, dass diese An-
fälle durch einen Unfall hervorgerufen worden 
sind. 

 
 
 

§ 15 

Rechte dritter Personen 
 

(1) 1Die Versicherungsnehmerin oder der Versiche-
rungsnehmer kann eine Dritte oder einen Dritten 
als bezugsberechtigt bezeichnen. 2Die oder der Be-
zugsberechtigte erwirbt das Recht auf die Leistung 
der Sterbekasse erst mit dem Eintritt des Versiche-
rungsfalles; bis dahin kann die Versicherungsneh-
merin oder der Versicherungsnehmer die Bezugs-
berechtigung widerrufen. 

 
(2) 1Die oder der Bezugsberechtigte erwirbt ein sofor-

tiges und unwiderrufliches Recht auf Leistung aus 
dem Versicherungsvertrag, wenn die Sterbekasse 
den dahingehenden Antrag der Versicherungsneh-
merin oder des Versicherungsnehmers angenom-
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men und schriftlich bestätigt hat, dass der Wider-
ruf ausgeschlossen ist. 2Bis zum Zugang der Bestä-
tigung hat die oder der Bezugsberechtigte lediglich 
ein widerrufliches Recht auf die Leistung aus dem 
Versicherungsvertrag. 

 
(3) Verpfändung und Abtretung der Versicherungsan-

sprüche sowie Einräumung und Widerruf eines wi-
derruflichen Bezugsrechts sind der Sterbekasse ge-
genüber nur und erst dann wirksam, wenn sie die 
oder der bisherige Verfügungsberechtigte in Text-
form angezeigt hat. 

 
 
 

§ 16 

Eintrittsrechte Dritter 
 

1Endet das Versicherungsverhältnis durch Kündigung, 
so kann eine bezugsberechtigte Dritte oder ein bezugs-
berechtigter Dritter mit Zustimmung der Sterbekasse 
und der bisherigen Versicherungsnehmerin bzw. des 
bisherigen Versicherungsnehmers an deren bzw. des-
sen Stelle in den Versicherungsvertrag eintreten, wenn 
die bisherige Versicherungsnehmerin bzw. der bishe-
rige Versicherungsnehmer auf die Beitragsrückvergü-
tung nach § 18 verzichtet. 2Die Verzichtserklärung ist 
nicht erforderlich, wenn der Anspruch auf Beitragsrück-
vergütung nach § 18 Absatz 2 der oder dem unwider-
ruflich Bezugsberechtigten zusteht. 
 
 
 

§ 17 

Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
 

(1) 1Das Versicherungsverhältnis endet durch Tod, Ab-
lauf des Versicherungsvertrages oder durch Kündi-
gung. 2Bestehen zwischen der Versicherungsneh-
merin oder dem Versicherungsnehmer und der 
Sterbekasse mehrere Versicherungsverhältnisse, 
so kann auch ein einzelnes Versicherungsverhält-
nis gekündigt werden. 

 
(2) Die Versicherungsnehmerin oder der Versiche-

rungsnehmer kann das Versicherungsverhältnis je-
derzeit zum Schluss des laufenden Kalenderjahres 
gegenüber der Leiterin oder dem Leiter der Sterbe-
kasse in Textform kündigen. 

 

(3) 1Wenn die Versicherungsnehmerin oder der Versi-
cherungsnehmer Umstände, nach denen die Ster-
bekasse in Textform gefragt hat und die für ihre 
Entscheidung für die Begründung des Versiche-
rungsverhältnisses erheblich waren, nicht oder 
nicht richtig angibt, kann die Sterbekasse vom Ver-
sicherungsvertrag zurücktreten. 2Dies gilt nicht, 
wenn ihr nachgewiesen wird, dass diese vorver-
tragliche Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt worden ist. 3In diesem Fall 
hat die Sterbekasse das Recht, den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-
gen.  

 
4Tritt die Sterbekasse nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles zurück, ist sie nicht zur Leistung ver-
pflichtet, es sei denn, die Verletzung der Anzeige-
pflicht bezieht sich auf einen Umstand, der weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
stand ihrer Leistungspflicht ursächlich war. 5Die 
Sterbekasse ist nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn die Versicherungsnehmerin bzw. der Versi-
cherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig ver-
letzt hat.  

 
6Der Sterbekasse steht das Recht zum Rücktritt o-
der zur Kündigung nach den vorstehenden Bestim-
mungen nur zu, wenn sie die Versicherungsnehme-
rin bzw. den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf die Folge einer 
Anzeigeverpflichtung hingewiesen hat. 7Sie muss 
die ihr insoweit zustehenden Rechte innerhalb ei-
nes Monats schriftlich geltend machen. 8Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem sie von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht, die das geltend ge-
machte Recht begründet, Kenntnis erlangt hat. 9Sie 
hat bei der Ausübung ihrer Rechte die Umstände 
anzugeben, auf die sie ihre Erklärung stützt. 10Zur 
Begründung ihrer Erklärung kann sie nachträglich 
weitere Umstände innerhalb eines Monats nach 
deren Kenntniserlangung angeben.  

 
11Das Recht der Sterbekasse auf Rücktritt und Kün-
digung kann sie nur innerhalb von 5 Jahren seit 
Vertragsabschluss ausüben; dies gilt nicht für Ver-
sicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist einge-
treten sind. 12Wurde die Anzeigepflichtverletzung 
vorsätzlich oder arglistig begangen, beläuft sich die 
Frist auf 10 Jahre.  
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(4) Die Vorschriften der Absätze 2 und 3 gelten sinn-
gemäß auch für die Kündigung eines einzelnen Ver-
sicherungsverhältnisses nach Absatz 1. 

 
 
 

§ 18 

Rückvergütung, beitragsfreie Versicherung 
 

(1) 1Versicherungsnehmerinnen oder Versicherungs-
nehmer erhalten im Falle einer Kündigung des 
Versicherungsverhältnisses oder eines Rücktritts 
vom Versicherungsvertrag eine Rückvergütung, 
wenn mindestens drei Jahre Beiträge entrichtet 
wurden. 
 
2Die Rückvergütung beläuft sich bezogen auf volle 
Beitragsjahre nach dem  
 
 3. Jahr  auf   84  % 
 4. Jahr  auf   86 % 
 5. Jahr  auf    88 % 
 6. Jahr  auf   90  % 
 7. Jahr   auf   92  % 
 8. Jahr   auf    94 % 
 9. Jahr  auf    96  % 
10. Jahr  auf    98  % 
11. Jahr  auf   100  % 
 
der insgesamt gezahlten Beiträge; Ratenzahlungs-
zuschläge werden nicht erstattet.  
3Ab dem 12. Beitragsjahr beträgt die Rückvergü-
tung 95% der Deckungsrückstellung.  
4Der Rückvergütungsbetrag wird auf volle Euro 
abgerundet.  
5Die Rückvergütung wird gegebenenfalls um einen 
anteiligen Betrag der Bewertungsreserve erhöht, 
wie er sich gemäß § 21 Absatz 3 zum letzten Be-
wertungsstichtag vor Beendigung des Versiche-
rungsverhältnisses ergibt.  
 

(2) Absatz 1 Sätze 1, 3 bis 5 gelten für beitragsfreie 
Versicherungen entsprechend mit der Maßgabe, 
dass eine Kündigung erst zum Ablauf des dritten 
Jahres nach Entrichtung eines vereinbarten Ein-
malbetrages oder Umwandlung in eine beitrags-
freie Versicherung zulässig ist. 

 
(3) Ist eine Dritte oder ein Dritter unwiderruflich als 

bezugsberechtigt benannt worden (§ 15 Absatz 1), 
steht ihr oder ihm der Anspruch auf Beitragsrück-
gewähr oder Rückvergütung zu, sofern nicht das 

Versicherungsverhältnis mit ihr oder ihm nach § 16 
fortgesetzt wird. 

 
(4) Wenn Beiträge für mindestens 3 Jahre entrichtet 

worden sind, kann die Versicherungsnehmerin o-
der der Versicherungsnehmer jederzeit schriftlich 
verlangen, dass die Versicherung zum Schluss des 
laufenden Kalenderjahres gemäß dem Geschäfts-
plan in eine beitragsfreie Versicherung mit herab-
gesetzter Versicherungssumme umgewandelt 
wird, falls die hierfür geschäftsplanmäßig vorgese-
henen Mindestsummen nicht unterschritten wer-
den. 

 
 
 

§ 19 

Kapitalausstattung, Vermögensanlage  
 

(1) Zur Sicherstellung der dauerhaften Erfüllbarkeit 
der Versicherungsleistungen hat die Sterbekasse 
freie unbelastete Eigenmittel gemäß § 219 Abs. 1 
in Verbindung mit § 213 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes zu bilden. 

 
(2) 1Das Vermögen der Sterbekasse (gebundenes Ver-

mögen) ist nach den Bestimmungen des § 219 Abs. 
1 in Verbindung mit § 215 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes und der Verordnung über die An-
lage des gebundenen Vermögens von Versiche-
rungsunternehmen (AnIV) in der jeweils geltenden 
Fassung anzulegen. 2Die Sterbekasse hat über ihre 
gesamten Vermögensanlagen, aufgegliedert in 
Neuanlagen und Bestände, in den von der Auf-
sichtsbehörde festzulegenden Formen und Fristen 
zu berichten.   

 
 
 

§ 20 

Rechnungslegung, Prüfung 
 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

(2) Nach dem Abschluss jeden Geschäftsjahres hat die 
Leiterin oder der Leiter der Sterbekasse gemäß den 
geltenden Rechnungslegungsvorschriften den Jah-
resabschluss und den Lagebericht nach den vorge-
schriebenen Formblättern und Nachweisungen so-
wie den hierzu ergangenen Richtlinien der Auf-
sichtsbehörde aufzustellen. 
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(3) Der Jahresabschluss wird durch die Abteilung In-
terne Revision der Beamtenversorgungskasse 
Kurhessen-Waldeck aufgrund der für sie erlasse-
nen Geschäftsanweisung geprüft. 

 
(4) 1Zum Schluss eines jeden dritten Geschäftsjahres 

ist eine versicherungsmathematische Prüfung 
durchzuführen. 2Die oder der versicherungsmathe-
matische Sachverständige hat ihrem oder seinem 
Gutachten die von der Aufsichtsbehörde bekannt 
gegebenen Richtlinien für die Aufstellung versiche-
rungsmathematischer Gutachten bei Pensions- 
und Sterbekassen zugrunde zu legen. 3In den Jah-
ren, in denen eine versicherungsmathematische 
Prüfung nicht stattfindet, ist zur Feststellung der 
Gewinnanteile eine versicherungstechnische Bi-
lanz aufzustellen. 

 
 
 

§ 21 

Überschüsse, Fehlbeträge 
 

(1) 1Zur Deckung von Fehlbeträgen ist eine Verlust-
rücklage zu bilden. 2Dieser Rücklage sind jeweils 
mindestens 5 % des sich aus dem Jahresabschluss 
(§ 20 Abs. 2) etwa ergebenden Überschusses zuzu-
führen bis sie mindestens 5 % der Summe der Ver-
mögenswerte erreicht oder nach Inanspruch-
nahme wieder erreicht hat. 

 
(2) Die Sterbekasse beteiligt die Versicherungsnehme-

rinnen und Versicherungsnehmer an den nach An-
wendung des Absatz 1 verbleibenden Überschüs-
sen und vorhandenen Bewertungsreserven (Über-
schussbeteiligung) nach Maßgabe der Absätze 3 
und 4. 

 
(3) 1Ein Überschuss wird nach den Vorschriften des 

Handelsgesetzbuches ermittelt und jährlich im 
Rahmen des Jahresabschlusses (§ 20 Abs. 2) fest-
gestellt. 2Der nach Zuführung der Verlustrücklage 
(Absatz 1) verbleibende Überschussbetrag ist der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung zuzufüh-
ren. 

 
3Diese Rückstellung ist zur Erhöhung der Leistun-
gen oder zur Ermäßigung der Beiträge oder für 
beide Zwecke zugleich zu verwenden. 4Die näheren 
Bestimmungen über die Verwendung der Rückstel-
lung trifft aufgrund von Vorschlägen der Aktuarin 

bzw. des Aktuars der Verwaltungsrat. 5Der Be-
schluss bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. 

 

(4) 1Der Betrag der Bewertungsreserven wird jeweils 
zum Bilanzstichtag und zum letzten Bankarbeitstag 
vor Quartalsende festgestellt. 2Der Anteil der Ver-
sicherungsnehmerinnen und Versicherungsneh-
mer an den Bewertungsreserven wird mit Wirkung 
ab 01.07. des Geschäftsjahres auf der Grundlage 
eines vom Verwaltungsrat beschlossenen verursa-
chungsorientierten Verfahrens und unter Beach-
tung aufsichtsrechtlicher Regelungen zur Sicher-
stellung der dauernden Erfüllbarkeit der Verpflich-
tungen aus den Versicherungen festgelegt. 3Bei Be-
endigung des Vertrages wird der für diesen Zeit-
punkt zu ermittelnde Betrag zur Hälfte zugeteilt 
und an die Versicherungsnehmerin bzw. den Versi-
cherungsnehmer ausgezahlt. 

 
(5) 1Ein durch den Jahresabschluss festgestellter Fehl-

betrag ist, soweit er nicht aus der Verlustrücklage 
gedeckt werden kann, aus der Rückstellung für Bei-
tragsrückerstattung zu decken und, soweit auch 
diese nicht ausreicht, durch Herabsetzung der Leis-
tung oder durch Erhöhung der Beiträge oder durch 
beide Maßnahmen auszugleichen. 2Absatz 3, Sätze 
4 und 5 gelten entsprechend. 3Alle Maßnahmen 
haben auch Wirkungen für die bestehenden Versi-
cherungsverhältnisse. 4Die Erhebung von Nach-
schüssen ist ausgeschlossen. 

 
(6) Die Sterbekasse informiert die Versicherungsneh-

merinnen und Versicherungsnehmer jährlich ein-
mal schriftlich über die Entwicklung ihrer Ansprü-
che einschließlich der Überschussbeteiligung; 
diese Mitteilung kann mit der Übersendung der 
nächsten Jahresbeitragsrechnung verbunden wer-
den. 

 
 
 
 

§ 22 

Auflösung der Kasse 
 

(1) Die Sterbekasse kann durch Beschluss des Verwal-
tungsrates, der einer Mehrheit von drei Vierteln 
seiner Mitglieder bedarf, aufgelöst werden. 
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(2) Mit dem Ende des Geschäftsjahres, in dem der Be-
schluss über die Auflösung rechtswirksam gewor-
den ist, erlöschen alle Versicherungsverhältnisse, 
sofern nicht eine Übertragung auf ein anderes Ver-
sicherungsunternehmen stattfindet. 

 
(3) 1Das im Zeitpunkt der Auflösung vorhandene Ver-

mögen darf nur zugunsten der Versicherungsneh-
merinnen und Versicherungsnehmer der Sterbe-
kasse verwendet werden. 2Die Verwendung bedarf 
der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

 
 
 

§ 23 

Gerichtsstand 

 
(1) 1Klagen gegen die Sterbekasse können beim zu-

ständigen ordentlichen Gericht an ihrem Sitz in 
Kassel erhoben werden. 2Daneben ist für Klagen 
von Versicherungsnehmerinnen und Versiche-
rungsnehmern bzw. Bezugsberechtigten auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk sie ihren 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben. 3Für Klagen der 
Sterbekasse gegen Versicherungsnehmerinnen 
bzw. Versicherungsnehmer und Bezugsberechtigte 
ist ausschließlich das Gericht gemäß Satz 2 zustän-
dig.  

 
(2) Abweichend von Absatz 1 Sätze 2 und 3 ist der Ge-

richtsstand Kassel, wenn die Versicherungsnehme-
rin oder der Versicherungsnehmer oder Bezugsbe-
rechtigte nach Vertragsschluss ihren/seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ins Aus-
land verlegt hat oder der Wohnsitz oder gewöhnli-
che Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist. 

 
 
 

§ 24  

Übergangsregelung für Versicherungen auf den 
Todes- und Erlebensfall 

 
1Hat die Versicherungsnehmerin oder der Versiche-
rungsnehmer eine Versicherung auf den Todes- und Er-
lebensfall abgeschlossen, wird die Versicherungs-
summe beim Tode, spätestens bei Ablauf der Versiche-
rung, fällig. 

2In Tarifen mit einer vereinbarten Vertragslaufzeit von 
15 oder 25 Jahren wird, wenn das Versicherungsver-
hältnis nach dem 01. Januar eines Jahres begonnen hat, 
der Beitrag für das letzte Kalenderjahr nur anteilig bis 
zum Monatsende des Vertragsablaufs erhoben. 
3Im Erlebensfall wird die vereinbarte Versicherungs-
summe ausgezahlt. 4Mit dem Ablauf der Versicherungs-
dauer wird nach Maßgabe von Satz 4 eine Versicherung 
auf den Todesfall mit Einmalbetrag begründet. 
5Verzinslich angesammelte Überschussanteile werden 
nach Maßgabe des Geschäftsplans in eine Versicherung 
auf den Todesfall mit Einmalbetrag in Höhe einer von 
der Versicherungsnehmerin oder vom Versicherungs-
nehmer zu bestimmenden Sterbegeldsumme einge-
bracht; darüber hinaus verbleibende Gewinnanteile 
werden mit der Versicherungssumme ausgezahlt. 

 
 
 

§ 25 

Inkrafttreten, Satzungsänderungen 
 

(1) 1Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 1970 
in Kraft. 2Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung 
der Sterbekasse vom 01. April 1956 (Ursprungsfas-
sung) außer Kraft. 

 
(2) 1Änderungen dieser Satzung werden gemäß § 1 

Absatz 4 im Staatsanzeiger für das Land Hessen 
veröffentlicht. 2Die Daten der Beschlussfassung 
des Verwaltungsrates sowie des Inkrafttretens und 
der aufsichtsbehördlichen Genehmigung von Än-
derungssatzungen einschließlich der Fundstelle im 
Staatsanzeiger sind in Veröffentlichungen des gel-
tenden Textes der Satzung zu nennen.  

 
_______________________ 
 

Wichtige Hinweise 

(siehe § 25 Abs. 2 der Satzung): 
 
Die vorstehende Satzung der Sterbekasse für den öf-
fentlichen Dienst in der Fassung der 13. Änderungssat-
zung wurde vom Verwaltungsrat am 14.04.2021 be-
schlossen und vom Hessischen Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Woh-
nen am 06.05.2021 unter dem Geschäftszeichen III6-2-
039f–14-01/07-02 genehmigt.  
 
Die 13. Änderungssatzung ist im Staatsanzeiger für das 
Land Hessen Nr. 22 vom 31.05.2021, S. 727. veröffent-
licht.  


